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Staatsamt als Sprungbrett

Wirtschaftsposten oder Ehrensessel — Dilemma der Personlichkeiten

Bundesrat Dr. Hans Schaffner war offiziell aus gesundheitlichen Griinden zuriick-
getreten. Dass er nachher hohe Posten in der Privatwirtschaft annahm, verstand
die Offentlichkeit nicht. Das Unbehagen wuchs, als ein zweiter prominenter Ver-
treter der gleichen Partei, der Ziircher Stadtrat Dr. Ernst Bieri, wenige Monate
nach seiner Wiederwahl die Stadtverwaltung im Stich liess, um in die oberste
Leitung einer Privatbank einzusteigen. So berechtigt das allgemeine Kopfschiit-
teln ist, miissen doch die grosseren Zusammenhinge gesehen werden.

Das Zusammentreffen der beiden Fil-
le hat einem Unbehagen Luft ge-
macht, das schon seit langem schwel-
te und sich unter anderem auf das
Beispiel eines sich auf der aussenpoli-
tischen Biihne verdient gemachten
Bundesrates abstiitzte.

Das Unbehagen, das jetzt auftrat,
muss auf die ungewohnt hohen Hono-
rare und zusdtzlichen Tantiémen zu-
rlickgefiihrt werden, die in der Of-
fentlichkeit als unvereinbar mit dem
Wert der Leistung bezeichnet wurden.
Dass dies in den Vereinigten Staaten
laufend passiert, wird hier nicht be-
riicksichtigt, weil wir auf dem alten
Kontinent noch mehr an Traditionen
gebunden sind, als wir es wahrhaben
wollen.

Es ist zweifellos eine Sache des
Masses auf beiden Seiten. Auch sollte
man seine Krifte nicht iiberfordern
und nicht mehrere Verwaltungsrats-
posten grosser Unternehmen anneh-
men, die doch immerhin voraussetzen,
dass der neue Mann nicht nur neue
Ideen bringt, sondern sich auch mit
besonderen Aufgaben befasst. Ein Zu-
viel gibt dann nur jenen Recht, die das
Verwaltungsratshonorar als dem Wert
einer echten Leistung gegeniiber als
horrend betrachten. Man muss aller-
dings beifiigen, dass in vielen Verwal-
tungsriten Regierungsrite, Stadtrite
und Bankprisidenten und Generaldi-
rektoren sitzen, die ebenfalls viel zu
viel auf sich geladen haben. Zwar be-
steht ein Unterschied: bei den Banken
miissen die Honorare generell an die
Bank abgeliefert werden, bei Regie-
rungs- und Stadtrdten werden sie mei-
stens in eine gemeinsame Kasse abge-
liefert und auf die entsprechende Ge-
samtzahl von Magistraten verteilt.
Doch auch hier kann man sich mit
Recht fragen, warum solche Verwal-

tungsratssitze nicht jenen Abteilungs-
leitern oder Direktoren zufallen sol-
len, die sich tatsdchlich praktisch mit
dem in Frage stehenden Unternehmen
befassen.

Zu viel Macht ist nicht gut. Das ist
denn auch einer der weiteren Griinde
des allgemeinen Unbehagens: die zu
grosse wirtschaftliche Macht Einzel-
ner dank ihrer Querverbindungen {iber
ihre Verwaltungsrats- und Verbands-
mandate. Dazu kommt weiter die poli-
tische Verankerung ihrer Position vor
allem im eidgentssischen Parlament,
wo natiirlich — insbesondere in der
Volkskammer — die entsprechenden
Gruppeninteressen zu vertreten sind,
wie es auch von Arbeitnehmerseite
und von der Landwirtschaft gemacht
wird.

Anderseits ist zuzugeben, dass be-
fahigte Fiithrungskrifte iiberall ge-
fragt sind und oftmals auf Grund der
Position ihres Unternehmens schon
rangméissig gezwungen sind, noch an-
dere Mandate zu iibernehmen. Dabei
steht vielfach ganz und gar nicht der
materielle personliche Vorteil im Vor-
dergrund, sondern eine Pflicht.

Es dréngt sich schliesslich die Frage
auf, ob denn unsere Magistraten ge-
niigend honoriert sind. Sich politi-
schen Kimpfen auszuliefern mit all
den unangenehmen Nebenwirkungen,
ist nicht jedermanns Sache. Es ist fiir
viele Magistraten ein Opfer, das wohl
ihren Ehrgeiz zu stillen vermag, das
aber auf die Dauer auch finanziell ent-
schadigt werden sollte. Es wire
falsch, ihnen das aberkennen zu wol-
len. Wo kdmen wir hin, wenn sich die
Regierung — auf jeder Ebene — nicht
auf Personlichkeiten der freien Wirt-
schaft wie auch des freien politischen
Lebens abstiitzen kénnte!

Es ist nicht nur im volkswirtschaft-

lichen, sondern auch im staatspoliti-
schen Interesse, wenn die Qualifika-
tionen zuriickgetretener Magistraten
in einem entsprechenden Tétigkeits-
feld eingesetzt werden konnen. Wenn
dies weiter moglich ist, so werden
sich auch wieder Perstnlichkeiten vor
allem aus der Wirtschaft zu Magistra-
ten — sogar trotz vorlibergehender
Einkommenseinbussen und der {ibri-
gen erwidhnten Belastungen — wihlen
lassen. Und solche Leute brauchen wir
auf allen Stufen. Das richtige Mass
fiir die Titigkeit nach der Amtszeit
muss aber sowohl vom Magistraten
als auch von der Wirtschaft erkannt
werden. Hierin wird nun wohl einiges
gelernt worden sein.

Antoine Kiinzler

Welches Pick-up?
Welcher Verstirker?
Welcher Lautsprecher?

Das Angebot von HiFi/Stereophonie-
Anlagen sei so gross ... man wisse
nicht mehr, was kaufen ...?
Diskutieren Sie Ihre Probleme mit
Bopp, unverbindlich und gratis. Er
zeigt Thnen, was musikalisch richtig
ist, und auf was es ankommt, was
Bestand hat. Die Etikette HiFi, die
Bezeichnung «Weltspitzenklasse» oder
ein hoher Preis sind keine Garantie
fiir hohe Qualitdt. Kommen Sie zu
einem Hortest. Sie diirfen eigene
Platten, sogar Gerédte zum Vergleichen
mitbringen. Priife alles, behalte das
Beste. Bitte um Voranmeldung.

Arnold Bopp, Limmatquai 74, 1. Stock
Musikanlagen, Klangberatung
8001 Ziirich — Telephon 051 / 32 49 41




Die fleissigen Maulwiirfe der japanischen Wirtschaftsspionage
Einer von ihnen hat die gwundrige Nase offensichtlich zu weit vor gestreckt.



	Staatsamt als Sprungbrett : Wirtschaftsposten oder Ehrensessel - Dilemma der Persönlichkeiten

